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Landesplanung 

Planungsbüro Springer 
Alte Landstraße 7 
24866 Busdorf 

nur per Mail an: zanon@la-springer.de 

Ihr Zeichen: / 
Ihre Nachricht vom: 10.05.2023 

Mein Zeichen: IV 626 
Meine Nachricht vom: / 

Johannes Pick 
johannes.pick@im.landsh.de 

Telefon: 0431 988-1853

16. Juni 2023 

nachrichtlich: 

Amt Mittleres Nordfriesland 
Der Amtsvorsteher 
für die Stadt Bredstedt 
Theodor-Storm-Straße 2 
25821 Bredstedt 

nur per Mail an: A.Hansen@amnf.de 

Landrat des Kreises Nordfriesland 
Fachdienst Klimaschutz und  
nachhaltige Raumentwicklung 
Postfach 11 40 
25801 Husum 

nur per Mail an: planung@nordfriesland.de 

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
 Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht) 

im Hause 

Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 Landes-
planungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs vom 12. November 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 808);

35. Änderung des Flächennutzungsplans und  
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 41 der Stadt Bredstedt, Kreis Nordfriesland 
Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB  Ihre Mail vom 10.05.2023 
Stellungnahme des Kreises Nordfriesland vom 05.06.2023 
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Mit der im Betreff genannten Mail wird über die 35. Änderung des Flächennutzungsplans 
sowie die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 41 der Stadt Bredstedt informiert. We-
sentliches Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Realisierung von gemischten Bauflächen für Wohnen und Gewerbe sowie für weitere 
Wohnbauflächen. Dafür sollen gemischte Bauflächen (ca. 5,05 ha/ 40 Grundstücke) sowie 
Wohnbauflächen (ca. 1,97 ha/ 25 Grundstücke) ausgewiesen und dargestellt bzw. Misch-
gebiete und allgemeine Wohngebiete festgesetzt werden. Im Mischgebiet sollen dabei ma-
ximal 20 Grundstücke für Gewerbetreibende sowie weitere 5 Bauflächen für Anlagen für 
soziale Zwecke (kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) so-
wie 15 Baugrundstücke für die wohnbauliche Nutzung entstehen. 
Die Stadt geht weiterhin davon aus, dass im Plangebiet 140 bis 200 Wohneinheiten ent-
stehen können.  
Das ca. 8,89 ha große Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand der Stadt Bredstedt, südlich 
der Flensburger Straße (Landesstraße 12), nördlich des Osterfeldweges und westlich des 
Norderfeldweges.  

Der aktuelle Flächennutzungsplan stellt den Planbereich als Fläche für die Landwirtschaft 
dar. 

Zu dem Planungsvorhaben der Stadt Bredstedt wird auf der Grundlage der vorgelegten 
Planunterlagen aus landes- und regionalplanerischer Sicht wie folgt Stellung genommen: 

Die im Zuge einer solchen Bauleitplanung maßgeblichen Ziele, Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich insbesondere aus dem Landesentwick-
lungsplan Schleswig-Holstein  Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021,
GVOBl. Schl.-H. 2021 Seite 1409) LEP-Fortschreibung 2021  sowie dem Regional-
plan für den Planungsraum V (Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747) RPl V. Darüber hinaus 
sind die Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2010 Kapi-
tel 4.5.1 (Windenergie an Land) vom 06.10.2020 (LEP-Teilfortschreibung-VO, GVOBl. 
Schl.-H. Seite 739) LEP Wind  sowie die Teilaufstellung des Regionalplans für den Pla-
nungsraum I in Schleswig-Holstein Kapitel 5.8 (Windenergie an Land) vom 29.12.2020 
(Regionalplan I-Teilaufstellung-VO, GVOBl. Schl.-H. Seite 1082) RPl Wind  maßgeb-
lich. 

Zu dem Planverfahren war mit dem Schreiben vom 29.11.2022 Stellung genommen wor-
den. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass gegen das Planvorhaben keine grundsätzlichen 
Bedenken bestehen. Jedoch wurde auf eine fehlende detailliert aufgeschlüsselte Alterna-
tivflächenprüfung zur konsequenten Umsetzung des raumordnerischen Ziels Innen- vor 
Außenentwicklung (Kapitel 3.9 Absatz 4 Z LEP-Fortschreibung 2021) hingewiesen. Dar-
über hinaus sollten mögliche Immissionsbelastungen aufgrund der unmittelbar östlich des 
Plangebietes planfestgestellten Trasse für den zweistreifigen Neubau der Bundesstraße 5
geprüft werden.

Aus den nun vorliegenden Planunterlagen geht hervor, dass der Flächenauswahl eine um-
fangreiche Alternativenprüfung zu Grunde liegt. Diese wird zur Kenntnis genommen. Zu-
dem wurden die möglichen Immissionsbelastungen durch den geplanten Neubau der Bun-
desstraße 5 in der Planung berücksichtigt. Den Ausführungen aus der o. g. Stellungnahme 
wird damit hinreichend Rechnung getragen.  
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Im vorliegenden Entwurf hat sich der Anteil des Mischgebietes zu Lasten des allgemeinen 
Wohngebietes vergrößert. Dies ist im Wesentlichen der vorhandenen Immissionsbelas-
tung (Gewerbe- und Verkehrslärm) geschuldet. Die Landesplanung geht davon aus, dass 
die Stadt Bredstedt die Bedarfslage für die gemischten Bauflächen hinreichend geprüft hat 
und die erforderliche Mischung von Wohnen und Gewerbe im Zuge der Umsetzung ge-
währleistet werden kann.  
Obwohl sich die Anteile der Baugebiete geändert haben, geht die Stadt Bredstedt gemäß 
Begründung weiterhin von der gleichen Anzahl der zu erwartenden Wohneinheiten aus.
Dies wäre aus hiesiger Sicht genauer darzulegen.

Im Ergebnis wird bestätigt, dass Ziele der Raumordnung dem Planvorhaben nicht entge-
genstehen. 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die För-
derungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme 
nicht verbunden. 

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden er-
gänzend folgende Hinweise gegeben: 

Auf das Plangebiet und die geplanten Nutzungen (WA/MI) wirken unterschiedliche Immis-
sionen (Verkehrs- und Gewerbelärm) ein; diese wurden gutachterlich ermittelt und führen 
insbesondere im nördlichen Teilbereich, im Nachtzeitraum jedoch soweit ersichtlich im ge-
samten Plangebiet zu Überschreitungen der Orientierungswerte (DIN 18005) bzw. Immis-
sionsrichtwerte (TA-Lärm).  
Mit Blick auf die Lärmvorbelastung ist Folgendes anzumerken: 

 Die geplante Bebauung erzeugt erhöhte Schutzansprüche gegenüber den umlie-
genden gewerblichen Nutzungen und erfordert zur Vermeidung von Immissionskon-
flikten im Nachtzeitraum als eine denkbare Option entsprechende Vorkehrungen im 
Geltungsbereich benachbarter B-Pläne. Hierauf geht auch das Schallgutachten ein, 

- und Überwachungs-
behörde
schränkung gewerblicher (Bestands-)nutzungen andererseits sind allerdings Be-
lange, die als planbedingte Auswirkungen in die gemeindliche Abwägung einzustel-
len und von der Gemeinde zu berücksichtigen sind. Zur Verträglichkeit zwischen 
dem Plangebiet und den angrenzenden Nutzungen enthalten die Planunterlagen 
(F- und B-Plan) jedoch bislang kaum Aussagen und sollten dementsprechend er-
gänzt werden. In diesem Zusammenhang ist aufzuzeigen, dass aus Sicht des Im-
missionsschutzes grundsätzlich eine Verträglichkeit zwischen den geplanten und 
bestehenden Nutzungen gegeben ist. 
  

- Auch wenn die in der schalltechnischen Untersuchung empfohlenen Lärmschutz-
maßnahmen soweit ersichtlich in den B-Plan übersetzt wurden (Berücksichtigung 
des Trennungsgrundsatzes durch Anordnung der Art der baulichen Nutzung für den 
Tageszeitraum; aktiver Schutz vor Verkehrslärm durch Lärmschutzwall nordwest-
lich; passiver Schallschutz), sollte aus den Planunterlagen im Sinne einer abwägen-
den Gesamtbetrachtung hervorgehen, warum und aus welchen Gründen bestimmte
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Lärmschutzmaßnahmenausgewählt und andere vernachlässigt wurden (Prüfung 
von Planungsalternativen). Dieser Abwägungsprozess kommt in der Begründung 
bislang nur unzureichend zum Ausdruck. Mit Blick auf den Verkehrslärm wäre bei-
spielsweise noch ausführlicher aufzuzeigen, mit welcher (städtebaulichen) Begrün-
dung auf bestimmte  im Schallgutachten thematisierte  aktive Lärmschutzmaß-
nahmen zugunsten passiver Lärmvorkehrungen verzichtet werden soll (vgl. Schall-
gutachten, Kap. 6.4). 

gez. Johannes Pick
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Springer                                                                       Amtes Mittleres Nordfriesland 
Alte Landstraße 7                                                        Theodor-Storm-Str. 2 
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 Frau Kille 
4.62.2.05-Bredstedt 652

427

Silke.Kille@Nordfriesland.de

35. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 41 der Stadt Bredstedt 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

Zusammenfassend für die von mir zu vertretenden öffentlichen Belange und die beteiligten Abtei-
lungen meines Hauses nehme ich zu dem Entwurf wie folgt Stellung: 

Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
Zum F + B-Plan 
Die Hinweise zu den gesetzlich geschützten Knicks sowie den Grünflächen mit den zwei Biotopge-
wässern sind in der aktuellen Planung berücksichtigt worden.  
Der Ausgleichsbilanzierung zu den Knicks wird gefolgt. Wie bereits in der letzten Stellungnahme 
dargelegt, ist für die geplanten Knickrodungen und Knickentwidmungen rechtzeitig vor der geplan-
ten Durchführung ein entsprechender Antrag bei der unteren Naturschutzbehörde zu stellen. Spä-
testens mit Antragstellung sind Aussagen zu treffen, wie der Ausgleich von insgesamt 625 m Knick 
erbracht  werden kann. Eine Genehmigung wird in Aussicht gestellt. 
Für die flächige Versiegelung von insgesamt 40.271 m² ist ein Ausgleichsfaktor von 0,5 vorgese-
hen, da es sich um intensives Grünland mit allgemeiner Bedeutung handelt. Hier wird ein höherer 
Ausgleichsfaktor für erforderlich gehalten. Gemäß des zugr

Ausgleichsfaktor zu verdoppeln, wenn an die Flächen Landschaftsteile und bestandteile mit Bio-
topfunktionen grenzen (z. B. sonstige Feuchtebiete und Knicks). Dies gilt darüber hinaus auch, 
wenn die Flächen von besonderer Bedeutung für Rote Liste-Arten sind und sich für diese nachtei-
lige Auswirkungen ergeben. Im vorliegenden Bauleitverfahren grenzen Knicks nicht nur an, son-
dern liegen ebenso wie Biotopgewässer innerhalb des Geltungsbereiches. Sie sind im Zusammen-
hang mit den Grünflächen potentielle Lebensräume für den nach Anhang lV der FFH-Richtlinie ge-
schützten Moorfrosch. Da der Geltungsbereich relativ groß ist, wird bezogen auf die für den Le-
bensraum relevanten Bereiche mindestens ein Gesamtausgleichsfaktor von 0,8 für erforderlich ge-
halten. 
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Die Eingriffe in Natur und Landschaft sollen über ein Ökokonto kompensiert werden. Hierzu sind 
die Fläche (Flurstücksbezeichnung) und die Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen des Ökokontos 
im Umweltbericht noch inhaltlich und kartographisch darzustellen. Dabei ist die tatsächliche Aus-
gleichsfläche und nicht das Ökokonto als Ganzes flächenscharf darzustellen. Ferner ist der Aus-
gleich über ein Ökokonto im Umweltbericht zwingend sowohl als m²-Größe festzusetzen als auch 
in Ökopunkten als Äquivalent anzugeben. Die vertragliche Vereinbarung zum Ökokonto ist als An-
lage dem Bebauungsplan beizufügen und muss mir vor Satzungsbeschluss vorgelegt werden.

Sofern sich das Ökokonto in einem anderen Gemeindegebiet befindet, ist die Fläche ggf. durch in-
terkommunale Vereinbarungen bzw. durch eigene Darstellungen der anderen Gemeinde im Flä-
chennutzungsplan zu sichern. (Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Bau-
recht). 
Die unter 3.1 der Begründung dargelegten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind ins-
besondere auch zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen zwingend zu be-
achten. 

Stellungnahme FD Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung, Planung 
Zum B-Plan: 
Im vorherigen Planentwurf war eine Rad- und Fußwegeverbindung vom im Westen des Plangebie-
tes gelegenen Wendehammer an die Flensburger Straße vorgesehen. Im nun vorliegenden Ent-
wurf fehlt eine solche Verbindung, was dazu führt, dass Fußgänger und Radfahrer aus dem Wes-
ten des Plangebietes längere Umwege in Kauf nehmen müssen, um Richtung Norden oder zum 
Beispiel Richtung Innenstadt oder zum Bahnhof zu gelangen. Im Sinne einer guten Wegevernet-
zung und damit einer verbesserten Erreichbarkeit innerhalb Bredstedts gerade für Radfahrer und 
Fußgänger sollte diese Wegeverbindung auf jeden Fall wieder in den Bebauungsplan aufgenom-
men werden. 

Stellungnahme des Brandschutzes 
Zum B-Plan 
Zur verkehrlichen Erschließung von zurückliegender Bebauung: 
(wie Grundstück 1,15,16 u. 20) 
Für die weitere Planung und zudem vorgreifend auf die Baugenehmigungsverfahren weise ich
schon jetzt darauf hin, dass für Gebäude die ganz oder mit Teilen in einer Entfernung von mehr als 
50m von der öffentlichen Verkehrsfläche geplant werden, die nach §5 LBO erforderlichen Zufahrts- 
und Bewegungsflächen für die Feuerwehr auf dem eigenen und/oder dem/n vorgelagerten Grund-
stück/en vorzusehen und nachzuweisen sind. In den Fällen, wo private Stichstraßen für die Er-
schließung der zurückliegenden Grundstücke vorgesehen sind, wird angeraten zur Erfüllung der 
baurechtlichen Anforderungen nach §5LBO bereits die Stichstraßen so zu planen und zu bemes-
sen, dass durch sie die erforderlichen Flächen für die Feuerwehr in ausreichendem Maße sicher-
gestellt werden. 
Die Flächen für die Feuerwehr müssen den Vorgaben der Muster-Richtlinien über Flächen für die 
Feuerwehr sowie der DIN 14090 entsprechen. 

zusätzlicher redaktioneller Hinweis: 
In der Begründung zum Bebauungsplan wird zum Teil noch auf die vorherige Entwurfsplanung be-
zuggenommen (u.a. bei der Nummerierung der Baufelder und Grundstücke). Daher bedarf es dies-
bezüglich noch einer Anpassung auf den hier vorliegenden Planungsstand. 

Stellungnahme der unteren Wasserbehörde 
Zum B-Plan 

forderungen zum Umgang mit Regenwasser A-
grund der zu erwartenden deutlichen Schädigung des lokalen Wasserhaushalts ist die Oberflä-
chenentwässerung über das geplante Regenrückhaltebecken zwingend erforderlich, um eine 
Überlastung des Graben 5 zu vermeiden. 
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Für die Umsetzung der Planung ist eine wasserrechtliche Genehmigung für das Regenrückhalte-
becken sowie eine Erlaubnis für die Einleitung in den Graben 5 bei der unteren Wasserbehörde 
einzuholen. Ich weise darauf hin, dass in dem Zuge der Nachweis zu erbringen ist, dass der zu er-
wartende Spitzenabfluss aus dem geplanten Regenrückhaltebecken den bisherigen landwirtschaft-
lichen Abfluss von 1,2 l/(s*ha) aus dem Plangebiet nicht übersteigt.  

Außerdem weise ich darauf hin, dass das Regenwasser von Grundstücken, die nicht an das Re-
genrückhaltebecken angeschlossen und auch nicht zur Versickerung gebracht werden können, nur 
dann direkt in den Graben 5 eingeleitet werden kann, wenn es ebenfalls auf den Abfluss von 1,2 
l/(s*ha) gedrosselt wird. Diese Einleitungen bedürfen in der Regel der Erlaubnis durch die untere 
Wasserbehörde. 

Von den anderen beteiligten Abteilungen meines Hauses wurden keine Anregungen gemacht. 

Eine Kopie meiner Stellungnahme werde ich an das Innenministerium in Kiel zur Kenntnisnahme 
senden. 

Im Auftrag 
Gez. 
Janina Wenzel 









Sehr geehrte Frau Zanon, 

gegen die vorgelegte Bauleitplanung bestehen von hier aus der Sicht des Immissionsschutzes im 
Rahmen der hiesigen Zuständigkeiten keine Bedenken, wenn die Schallschutzmaßnahmen aus 
dem Schallgutachten (7) übernommen werden. 

Mit freundlichem Gruß

Tom Jordt 

Landesamt für  Umwelt 
Dezernat 78 
LfU 783 
Bahnhofstraße 38
24937 Flensburg 

T   +49 461 804-402 
F   +49 461 804-240 

Tom.Jordt@lfu.landsh.de
poststelle@lfu.landsh.DE-Mail.de 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt  
und ländliche Räume – beBPo (§ 6 ERVV) 
www.llur.schleswig-holstein.de











Sehr geehrte Damen und Herren,  

ich habe von der AWNF Ihre untenstehende Email erhalten. 

Um die Müllabfuhr durchführen zu können, ist vor allem die „RASt 06 Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen“ zu beachten. 

Sowie außerdem die  
- Abfallsatzung des Kreises Nordfriesland 
- DGUV Vorschrift Teil 40 Müllbeseitigung 
- DGUV Information 214033 
- DGUV Regel 114-601 Abfallsammlung 

,

Mit freundlichen Grüßen 

Chr. Ketelsen GmbH & Co. KG 

Lars Christiansen  

Tel.: 04662/8989-53 

Email: l.christiansen@ketelsen-leck.de
Webseite: ketelsen-leck.de
Facebook: facebook.com/ketelsenleck

Chr. Ketelsen GmbH & Co. KG 
Georg-Ohm-Str. 9 
D25917 Leck 

Kommanditgesellschaft 
AG Flensburg HRA 1437 Ni 

Komplementärin: 
Ketelsen-Verwaltungs-GmbH 
AG Flensburg HRB 1173 Ni 



Geschäftsführer: 
Dipl. Ing. Holger Ketelsen 



AG-29 
Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in Schleswig-Holstein 

Landesnaturschutzverband - AG Geobotanik - Landesjagdverband 
Landessportfischerverband - Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer 

Schleswig-Holsteinischer Heimatbund - Schutzgemeinschaft Deutscher Wald - Verein Jordsand 
Tel.: 0431 / 93028,    Fax: 0431 / 92047,    eMail: AG-29@LNV-SH.de,    Internet: www.LNV-SH.de 

 
AG-29, Burgstraße 4, D - 24103 Kiel 
 

 
Planungsbüro Springer 
 
Alte Landstraße 7 
 
24866  Busdorf 
 
 
 
 
Ihr Zeichen / vom  Unser Zeichen / vom Kiel, den 08.06.2023 
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Stadt Bredstedt 

 

-Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen zu vorstehend genannter Planung.  
 

Nach Ansicht der AG-29 ist die Planung nicht genehmigungsfähig, da in den Unterlagen 
konkrete Angaben zu den erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen (bzw. über das entspre-
chende Ökokonto) fehlen.  
In der Begründung heißt es hierzu lediglich: 
welches in Kap. 3.4 des Umweltberichtes beschrieben ist [wird im weiteren Planverfahren 

ergänzt].  
Der Knickausgleich von 625 m erfolgt über das Knickökokonto, welches beim Kreis Nord-

ergänzt].  
 

e-
wird im weiteren Plan-

verfahren ergänz . 
 
Damit besteht lediglich eine bloße Absichtserklärung seitens des Antragsstellers. 
Es besteht die Gefahr, dass der Ausgleich bei Verfahrensende nicht vollzogen wird.  
In dieser Form werden die gesetzlichen Vorgaben nicht erfüllt. 
Das Verfahren ist damit unvollständig und somit rechtsfehlerhaft.
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Nur aufgrund der ansonsten umsichtigen Planung und der Qualität der vorgelegten Pla-
nungsunterlagen, ist die AG-29 (ausnahmsweise !) bereit, der Planung grundsätzlich zuzu-
stimmen. 
Diese Zustimmung erfolgt unter der Voraussetzung, dass folgende Punkte uneingeschränkt 
Berücksichtigung finden: 
 
1 
Die Ausgleichsmaßnahmen sind festzulegen und ausführlich zu beschreiben. Diese Ergän-
zung der Planunterlagen ist umgehend der AG-29 mitzuteilen. 
 
2 
Die in den Unterlagen genannten  Schutz,- Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind 
vollumfänglich umzusetzen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
gez. Dr. Sabine Schroeter 


